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Kursübersicht:

Handelsrecht (1. bis 3. Woche)

Gesellschaftsrecht (4. bis 6. Woche)

Familienrecht (7. bis 9. Woche)

Erbrecht (10. bis 12. Woche)

ZPO (13. bis 15. Woche)

Zwangsvollstreckungsrecht (16. bis 18. Woche)

Arbeitsrecht (19. bis 21. Woche)
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ArbR - Examensrelevant in Berlin/Brandenburg:

Begründung des Arbeitsverhältnisses

Inhalt des Arbeitsverhältnisses

Beendigung des Arbeitsverhältnisses

Leistungsstörungen und Haftung im Arbeitsverhältnis
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Fall 2:

Frage 2: Anspruch der K gegen B auf Arbeitsentgelt?

Teil 1: Zeitraum 01.06.-30.06.19
§ 611a II (ggf. iVm. § 1 BUrlG)
(-), keine Arbeitsleistung der K, § 614; Kein vom AG gewährter 

Urlaub; Kein Annahmeverzug für § 615 S. 1, da K die Leistung 
auch bei Arbeitszuweisung nicht aus Kenia möglich gewesen wäre

Ergebnis: 
Kein Anspruch für die Zeit 01.06.-30.06.19

Teil 2: Zeitraum 01.07-15.07.19
A.§ 611a II

I. Anspruch entstanden 
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(+), mit wirksamen Arbeitsvertrag
II. Anspruch nicht erloschen 

§ 326 I 1 Hs. 1? 
Unmöglichkeit bei einem gegenseitigen Vertrag (+)
§ 615 S. 1 als Anspruchserhaltungsnorm?
Zeitraum 01.07.-15.07.19: 
Kein Annahmeverzug, § 297
Zeitraum 16.07.-31.07.19:
Kein tatsächliches oder wörtliches Angebot, §§ 294 f.
Angebot (und auch Arbeitsfähigkeitsmitteilung) nach 

BAG gem. § 296 entbehrlich, da B gekündigt hatte
 Anspruch ist nicht erloschen
III. Anspruch durchsetzbar

(+)
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IV. Ergebnis
Anspruch auf Arbeitslohn für den Zeitraum 16.07-31.07. (+)

B. § 3 I 1 EFZG (Zeitraum: 01.07.-15.07.19)
(+), da ein wirksames Arbeitsverhältnis für mehr als 4 Wochen 

ununterbrochen bestanden hat und K infolge Krankheit 
unverschuldet arbeitsunfähig krank war

Frage 3: Anspruch des B gegen K auf Erstattung der 2.000 €

A.§ 280 I
I.   Schuldverhältnis

(+), wirksamer Arbeitsvertrag
II.  Pflichtverletzung

(+), Beschädigung ist schlechte Arbeit, § 241 I
III. Vertretenmüssen
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(+), Achtung: Wird nicht vermutet, § 619a, ist hier aber 
erwiesen

IV. Zurechenbarer und ersatzfähiger Schaden
(+), iHv Euro 2.000,-

V. Kein Ausschluss
 Grundsätze des innerbetrieblichen Schadensausgleichs

- Leichte Fahrlässigkeit: Keine Haftung
- „Mittlere“ Fahrlässigkeit: Anteilige Haftung; im Zweifel 

50:50
- Grobe Fahrlässigkeit: Grds. volle Haftung
- Vorsatz: Volle Haftung

Hier: Leichte Fahrlässigkeit Keine Haftung

B. § 823 I 
(-), innerbetrieblicher Schadensausgleich
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Frage 4: Anspruch des M gegen B auf Erstattung von 1.000 €

A.§§ 280 I, 241 II
I. Schuldverhältnis

(+), Werkvertrag über Reparatur
II. Pflichtverletzung

(+), da B sich das Verhalten seiner Erfüllungsgehilfin K nach 
§ 278 S. 1 analog zurechnen lassen muss

III. Vertretenmüssen
(+), § 278 S. 1

IV. Zurechenbarer und ersatzfähiger Schaden
Reparaturkosten sind grds. als Schaden gem. § 249 I ersatzfähig
1. Mitverschulden

(-), Kein eigenes Verschulden des M; Ks Verhalten ist ihm 
auch nicht nach §§ 254 II 2, 278 S. 1 zurechenbar
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2. Innerbetrieblicher Schadensausgleich
(-), gilt nicht gegenüber Dritten

3. Grundsätze der gestörten Gesamtschuld
§ 1359 kommt als Haftungsprivilegierung der K gegenüber M in 
Betracht
Aber: B hätte nach den Grundsätzen des innerbetrieblichen 

Schadensausgleichs sowieso keinen Regress bei K nehmen 
können

 Keine Anspruchskürzung

V. Ergebnis:
Der Anspruch M  B iHv. Euro 1.000,- gem. §§ 280 I, 241 II ist 
gegeben.

B. § 823 I 
(-), B hat nicht selbst gehandelt; § 278 S. 1 passt hier nicht
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C. § 831 I 
(+), da B sich nicht exkulpiert hat
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Fall 3:

Die KSchKl. des K hat Aussicht auf Erfolg, wenn sie zulässig und 
begründet ist.

A.Zulässigkeit 
I. Arbeitsgerichtsbarkeit

(+), §§ 2 I Nr. 3 b), 46 ff. ArbGG – Streitigkeit über das Bestehen 
eines Arbeitsverhältnisses

II. Statthafte Klageart
Feststellungsklage, §§ 256 I ZPO, 4 S. 1 KSchG

III. Feststellungsinteresse
(+), ergibt sich aus §§ 4 S. 1, 7 KSchG (Präklusionsgefahr)

IV. Klagefrist?
3-Wochen-Frist, § 4 S. 1 KSchG wirkt materiell-rechtlich, wie § 7 
KSchG zeigt; somit keine Zulässigkeitsvoraussetzung
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V. Zwischenergebnis
Die Klage ist zulässig.

B. Begründetheit
(+), wenn zwischen K und der B-GmbH ein wirksames 

Arbeitsverhältnis begründet wurde und dies nicht durch die 
angegriffene Kündigung beendet worden ist

I. Begründung des Arbeitsverhältnisses
(+), vor mehr als 30 Jahren

II. Beendigung durch die Kündigung?
1. Kündigungserklärung

(+), am 20.12.; dass Form des § 623 gewahrt ist kann unterstellt 
werden

2. Kein Ausschluss nach § 102 I BetrVG
(+), Betriebsrat wurde angehört
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3. Kündigungsgrund
a) Außerordentlich

(-)
b) Ordentlich
 Kündigungsfrist des § 622 II Nr. 7 gilt
P: Ist ein Kündigungsgrund überhaupt nötig?

(+), wenn im Anwendungsbereich des § 1 KSchG
aa) persönlicher AWB, § 23 I KSchG

(+), § 23 I 2, 3
bb) sachlicher AWB, §§ 1, 13 KSchG

(+), da Arbeitsverhältnis mehr als 6 Monate 
bestanden hat und eine ordentliche 
Kündigung vorliegt

 Anwendungsbereich des § 1 KSchG ist eröffnet
cc) Liegt ein Kündigungsgrund vor?
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(1) Fiktion eines Kündigungsgrundes nach § 7 KSchG?
(a) Versäumung der Frist nach § 4 S. 1 KSchG

(+), Klage erst am 17.01., also 3-Wochen-Frist versäumt
(b) Zulassung verspäteter Klage, § 5 I KSchG?

(+), wenn K die Fristversäumnis nicht zu vertreten hat
 K selbst hat sich rechtzeitig an einen 

Rechtsanwalt gewandt; kein Verschulden
Muss sich K das Verschulden des RA zurechnen lassen?
E.A.: (-), Wortlaut des § 5 I KSchG erfasst nur 

Eigenverschulden des AN
BAG: (+), § 46 II ArbGG, § 85 II ZPO: Die Frist wirkt zwar 

materiell-rechtlich, ist aber prozessualer Natur, 
sodass die § 85 II ZPO auf die Prozesshandlung 
passt
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Liegt Verschulden des RA vor?
Ständige Überwachung der Angestellten ist nicht nötig; 
Stichprobenartige Überwachung ist ausreichend
 Kein Verschulden des RA

 Verspätete Klage ist nach § 5 I KSchG zuzulassen, sodass die
soziale Rechtfertigung nicht fingiert werden kann

(2) Prüfung der sozialen Rechtfertigung
(a) Rationalisierungsmaßname = Betriebliches Erfordernis?

P: Einwand: Erhoffte Kostenersparnis ist ausgeblieben
 Unternehmerische Prognoseentscheidung wird von 

Gericht nur auf evidente Fehler überprüft
 Versuch der Kostenersparnis durch Umstellung auf 

Roboter ist keine evidente Fehlentscheidung
(b) Dringend?
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(+), wenn sie die Kündigung unvermeidbar machen
 Hier (+), weil anderweitige Beschäftigung des K nicht 

möglich war
(c) Ordnungsgemäße Sozialauswahl, § 1 III KSchG?

(-), wenn S in der Sozialauswahl vorrangig hätte entlassen 
werden müssen

 S treffen anders als K keine Unterhaltspflichten, er gehört dem 
Betrieb wesentlich kürzer an und kann bei der Arbeitsmarktlage 
wohl leichter wieder eine Stelle finden

 Besondere Kenntnisse, Fähigkeiten oder Leistungen des S sind 
nicht vom AG dargelegt worden, § 1 III 2 KSchG

 Personalstruktur wird durch Kündigung von nur älteren AN nicht 
ausgewogen gehalten, sondern verändert, § 1 III 3 KSchG

 Soziale Rechtfertigung (-)
Damit kein Kündigungsgrund
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Ergebnis:
Die Kündigungsschutzklage ist zulässig und begründet und hat Aussicht 
auf Erfolg. 

Abwandlung: Anspruch auf Weiterbeschäftigung?

I. §§ 611a I, 242
1. Gibt es einen Anspruch auf Beschäftigung?

a) Grundsatz
(+), BAG: Zur persönlichen Entfaltung (APR!) und zur Erhaltung 

der Arbeitskraft besteht ein Beschäftigungsanspruch
b) Ausnahme?

(+), wenn überwiegende schutzwürdige Interessen des AG 
entgegenstehen

c) Hier? 
P: Die Wirksamkeit der Kündigung steht noch in Streit
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BAG: Anspruch auf einstweilige Weiterbeschäftigung, wenn:
 Kündigung offensichtlich unwirksam
 ArbG erstinstanzlich die Unwirksamkeit der Kündigung 

festgestellt hat
Hier also Anspruch auf Weiterbeschäftigung (+)

II. Ergebnis: 
K kann einstweilen seine Weiterbeschäftigung verlangen.
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Ende


